
II- /./239 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nati('nalrates 

XIII. Gesetzgebungsperiode 
pER BUNDESMINISTER FÜR FINANZEN 

Zo 5507-Pr.2/1975 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
Parlam.ent 
Wi e n 1 .. 

Wien, 1975 05 14 

1'815/ A. B. 
~009/J. 
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Auf die Anfrage der Abgeordneten Regensburger und Genossen 
vom 20~ März 1975, Nr. 2009/J, betreffend divergierende Begriffs­
inhalte .für "Eigen.heiml! im "vlohnbauförderungsgesetz einersei ts 
und in der Sonderausgabenregelung des Einkommensteuergesetzes 
andererseits~ beehre ich mich mitzuteilen: 

Der Begriff IIEigenheiml! im Sinne des Einkommensteuergesetzes 
weicht nicht nur hinsichtlich des zulässigen Nutzflächenausmaßes 
von jenem des \.J'ohnbauförderungsgesetzes ab, sondern unterscheidet 
sich von diesem noch in einer Reihe anderer Voraussetzungen .. So 
kann z .. B" ein Eigenheim im Sinne des WohnbauförderungsgesetzBs 
neben dem quadratmetermäßig beschrärlk.ten, WohnzltlB.cken dienenden 
Teil auch noch zusätzlich im beliebigen Äusmaß landwirtschaft­
lichen oder gewerblichen Zwecken dienen 9 während einkommensteuer- .... 
lich zumindest zwei Drittel der Gesamtnutzfläche Wohnzwecken 
dienen müssen. Weiters ist für ein Eigenheim nach dem Wohnbau­
förderungsgesetz eine "normale Ausstattung ll Voraussetzung (§ 2 
Abs~1 Z.8 WFG), während das Einkommensteuerrecht keine derartige 
Beschränkung kennt .. Auch die Bestimmung des § 2 Abs .. 1 Z .. 1 WFG, 
wonach ein Eigenheim nur vom Eigentümer und bestimmten, ihm. 
nahestehenden Personen benützt werden darf, ist dem Einkommen­
steuerrecht fremd .. Weiters ist darauf hinzuweisen, daß Eigenheime,· 
obwohl sie nach der Begriffsumschreibung zwei Wohnungen umfassen 
können, in der Praxis meist nur aus einer 'wohnung bestehen .. Diese 
kann jedoch nach einkommensteuerliche:q. Vorschriften in jedem 
]'all ein '.fohnnutzflächenausmaß von 150 m2 und nicht nur, i'Jie 
nach dem 1'Johnbauförderungsgesetz, ein solches von 130 m2 um-
fassen, wobei sich dieses Ausmaß noch für jedes Kind um "\veitere 
10 m2 erhöht, \-lährend nach dem Wo11.nbauförderungsgesetz das Höchst­
ausmaß an Wohnnutzfläche (bei mehr als drei Kindern) 150 m2 be-
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trägt. Es zeigt sich daher, daß Zvlar in bestimmtEm (relativ 

seltenen) Fällen, in denen ein EigeI";.heim über zwei \.fobnungen 

'iTerfügt, der Begriff "Eigenheim" nach dem Wo11 ... '1bauförderungs­

gesetz weiter sein kann, als jener des Eir~ommensteuergesetzes, 

weil nicht auf das Ausmaß der gesamten Wohnnutzfläche, sondern 

auf das Nutzflächenausmaß der einzelnen \.Jolmung abgestellt \-.,rird; 

es darf aber nicntübersehen werden, daß andererseits das \.folm­

r.:.utzflächerlausmaß der einzelnen Wohnung nach dem Einkommensteuer­

gesetz größer sein kann, daß keine Nutzungsbeschrän~~g für 

einen bestimmten Personenkreis vorgesehen ist, und auch keine 

"normale Ausstattung" vorausgesetzt wird, sodaß häufig die 

steuerliche Absetzbarkeit der Errichtungskosten eines Eigen­

heimes zulässig ist, wenn auch die Voraussetzungen für Förderungs­

maßnahmen nach dem vlolmbauförderungsgesetz nicht gegeben sind. 

'Hürde man nun den eir.Jwmmensteuerlichen E:i.genheimbegriff an jenen 

des \1ohnbauförderungsgesetzes anpassen, so könnte dies i.n vielen 

J:i'äl1en auch dazu führen, daß1:)isher steuerbegünstigticEigenheime 

in Hinkunft aus der Begünstigung herausfallen. Besonders bei 

bereits errichteten Eigenheimen, bei denen noch mit jahrzehnte­

langen steuerlich absetzbaren Darlehensrüclezahlungsraten zu 
- -

recbnen ist, ~TÜrde dies, wohl eine' nur SChl'ler vertretbare Härte 

bedeuten. Eine etwaige diesem Umstand Reclu1ung tragende, eben­

falls jahrzehntelang zu beachtende Übergangsregelung (Anwendung 

von z'''ei verschiedenen Eigenheimbegriffen je nach dem Zeitpunkt 

des jevlciligen Baubeginnes oder auch der jeweiligen Baufertig";' 

stellung) erscheint aber insbesondere verwaltungsmäßig kaum ver­

tretbar. Eine Anpassung des steuerlichen Eigenheimbegriffes an 

jenen des 1.Johnbauförderungsgesetzes muß daher als problematisch 

bezeichnet "t'lerden .. 

Aber aueh gegen eine legistische !1aßnahme, mit der der einkommen­

steuerliche Eigenheimbegriff in jedem Fall weiter gefaßt wird, 

als der des vJ,ohnbauförderungsgesetzes, bestehen erhebliche Be­

denken. In der Vergangenheit vrurden nämlich bezüglich der steuer­

lichen Absetzbarkei t von v-lohnraumschaffungskosten überlegungen 

in Richtung einer gezielteren Begünstigungsform angestellt. Dies 
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vor allem deshalb, "Teil einerseits die in ihrer Effektivität 

von der jeweiligen Eir~orrwensteuerbelastill1g abhrulgige Absetz­

barkei t von \"Tohnraumschaffungskosten aus sozialpolitischer 

Sicht ilfenig befriedigend erscheint und andererseits auch in 

zunehmendem Maße den in der Regel v-lOhl kaum. förderungsw"Ürdigen 

Bau von Zweitwohnungen bz"t'i. Z\vei twohnhäusern begünstigt hat .. 

Abschließend darf ich noch darCluf hinweisen, daß dem vorliegen­

den Problem., wonach für ein förderungs\viJrdiges Eigenheim im 

Sinne des v!ohnbauförderungsgesetzes u.U .. keine Steuerbegünstigung 

gevlährt wird,; 'veil das Hutzflächenhöchstausmaß überschritten 

lrJird, insofern auch nach der bestehenden Rechtslage begegnet 

werden kann, als die Möglichkeit besteht, an dem Eigenheim zeit­

gerecht Wohnungseigentum zu begründen, wodurch die steuerliche 

Absetzbarkei t der Errichtungskosten ge\·.rahrt bleibt & In diesem 

Fall ... lird nä.:m.lich auch steuerlich nicht mehr auf die gesamte 

\-lonnnutzfläche des Eigenheimes, sondern auf die 'rJolmnutzfläche 

jeder einzelnen Eige:ntums",o:b~1J.ung abgestellt. 

I 

. i 

~ I . 
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